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men, die die Kommission bei der Aufstellung ihres Arbeits-
programms ergriffen hat, und legt der Kommission nahe, auch 
bei ihren künftigen Tagungen solche Maßnahmen zu ergreifen; 

 11. nimmt außerdem Kenntnis von Ziffer 261 des Berichts 
und beschließt, dass die nächste Tagung der Völkerrechtskom-
mission vom 29. April bis 7. Juni und vom 22. Juli bis 16. Au-
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widrige Handlungen abgeschlossen und die Artikelentwürfe 
und einen ausführlichen Kommentar zu dieser Frage verab-
schiedet hat; 

 2. dankt der Völkerrechtskommission für den Beitrag, 
den sie auch weiterhin zur Kodifizierung und fortschreitenden 
Entwicklung des Völkerrechts leistet; 

 3. nimmt Kenntnis von den von der Völkerrechtskom-
mission vorgelegten Artikeln über die Verantwortlichkeit der 
Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen, deren Wortlaut 
dieser Resolution als Anlage beigefügt ist, und empfiehlt sie 
der Aufmerksamkeit der Regierungen, ohne dass davon die 
Frage ihrer künftigen Annahme oder sonstiger geeigneter Maß-
nahmen berührt würde; 

 4. beschließt, den Punkt "Verantwortlichkeit der Staaten 
für völkerrechtswidrige Handlungen" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer neunundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

Anlage 

Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige 
Handlungen 

ERSTER TEIL  
DIE VÖLKERRECHTSWIDRIGE HANDLUNG EINES STAATES 

Kapitel I 
Allgemeine Grundsätze 

Artikel 1 
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Artikel 10 
Verhalten einer aufständischen oder sonstigen Bewegung 

1. Das Verhalten einer aufständischen Bewegung, die zur neu-
en Regierung eines Staates wird, ist als Handlung des Staates 
im Sinne des Völkerrechts zu werten. 

2. Das Verhalten einer aufständischen oder sonstigen Bewe-
gung, der es gelingt, in einem Teil des Hoheitsgebiets eines be-
stehenden Staates oder in einem seiner Verwaltung unterste-
henden Gebiet einen neuen Staat zu gründen, ist als Handlung 
des neuen Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten. 

3. Dieser Artikel berührt nicht die Zurechnung eines Verhal-
tens zu einem Staat, gleichviel in welcher Beziehung es zu dem 
der betreffenden Bewegung steht, wenn dieses Verhalten auf 
Grund der Artikel 4 bis 9 als Handlung dieses Staates zu gelten 
hat. 

Artikel 11 
Verhalten, das ein Staat als sein eigenes anerkennt und an-
nimmt 

 Ein Verhalten, das einem Staat nach den vorstehenden Arti-
keln nicht zugerechnet werden kann, ist gleichwohl als Hand-
lung des Staates im Sinne des Völkerrechts zu werten, wenn 
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Artikel 27 
Folgen der Geltendmachung von Umständen, welche die 
Rechtswidrigkeit ausschließen 

 Die Geltendmachung eines Umstands, der die Rechtswid-
rigkeit nach diesem Kapitel ausschließt, berührt nicht 

 a) die Erfüllung der betreffenden Verpflichtung, wenn 
und soweit der die Rechtswidrigkeit ausschließende Umstand 
nicht weiter besteht; 

 b) die Frage der Entschädigung für jeden durch die be-
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2. Die Genugtuung kann in Form des Geständnisses der Ver-
letzung, eines Ausdrucks des Bedauerns, einer förmlichen Ent-
schuldigung oder auf andere geeignete Weise geleistet werden. 

3. Die Genugtuung darf nicht außer Verhältnis zu dem Scha-
den stehen und darf keine für den verantwortlichen Staat er-
niedrigende Form annehmen. 

Artikel 38 
Zinsen 

1. Zinsen auf jede nach diesem Kapitel geschuldete Hauptfor-
derung sind zahlbar, soweit dies notwendig ist, um eine voll-
ständige Wiedergutmachung zu gewährleisten. Der Zinssatz 
und die Berechnungsmethode sind so festzusetzen, dass dieses 
Ergebnis erreicht wird. 

2. Die Zinsen laufen von dem Tag, an dem der Kapitalbetrag 
hätte gezahlt werden sollen, bis zu dem Tag, an dem die Zah-
lungsverpflichtung erfüllt wird.  

Artikel 39 
Mitverschulden am Schaden 

 Bei der Festsetzung der Wiedergutmachung ist zu berück-
sichtigen, inwieweit der verletzte Staat oder eine Person oder 
Stelle, bezüglich deren Wiedergutmachung verlangt wird, den 
Schaden durch vorsätzliches oder fahrlässiges Tun oder Unter-
lassen mitverschuldet hat.  

Kapitel III 
Schwerwiegende Verletzungen von Verpflichtungen, die 
sich aus zwingenden Normen des allgemeinen Völkerrechts 
ergeben 

Artikel 40 
Anwendungsbereich dieses Kapitels 

1. Dieses Kapitel findet Anwendung auf die völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit, die begründet wird, wenn ein Staat eine 
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 b) die Unverletzlichkeit der diplomatischen und konsula-
rischen Vertreter, Räumlichkeiten, Archive und Dokumente zu 
achten. 

Artikel 51 
Verhältnismäßigkeit 

 Gegenmaßnahmen müssen in einem angemessenen Verhält-
nis zu dem erlittenen Schaden stehen, wobei die Schwere der 
völkerrechtswidrigen Handlung und die betreffenden Rechte zu 
berücksichtigen sind. 

Artikel 52 
Bedingungen für die Anwendung von Gegenmaßnahmen 

1. Bevor der verletzte Staat Gegenmaßnahmen ergreift,  

 a) hat er den verantwortlichen Staat im Einklang mit Ar-
tikel 43 aufzufordern, die ihm nach dem Zweiten Teil oblie-
genden Verpflichtungen zu erfüllen; 

 b) hat er dem verantwortlichen Staat jeden Beschluss, 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen, zu notifizieren und ihm Ver-
handlungen anzubieten. 


